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Die Schlussfolgerung, bei den der-
zeitig sprudelnden Steuergeldern
noch mehr Geld auszugeben, ist
schlichtweg falsch. Es muss doch
heißen: Schulden abbauen, wenn
nicht jetzt, wann dann? Wann,
wenn nicht jetzt soll unser Staat
denn in der Lage sein, Schulden zu
verringern und damit die Unabhän-
gigkeit des Haushaltes von den
Banken wiederherzustellen? Der
Bürger unseres Landes hat heute
noch an den „Wohltaten“ der Ver-
gangenheit zu leiden. Es gibt für
mich nur zwei realistische Gründe
für eine Neuverschuldung: eine
wirkliche Notsituation. Zweitens:
Investitionen, die die eingesetzten
Mittel möglichst früh wieder amor-
tisieren.
Rolf-Peter Pogan, Wolpertshausen

wird gewarnt. Ob man da wird un-
terscheiden können? Welches an-
dere Land lässt unkontrolliert Men-
schen in so großer Zahl hereinströ-
men? Die Außengrenzen sollen von
anderen Ländern geschützt wer-
den, was aber gar nicht gelingt, und
die Landesgrenzen zu schützen ist
tabu? So sieht es unsere Kanzlerin
mit ihrer Vision von einem neuen
Deutschland. Schon aus Sicher-
heitsgründen ist dies doch unver-
antwortlich gegenüber der eigenen
Bevölkerung.
Katharina Kunzer-Kreibich, Offenau

Lieber Schulden abbauen
Zur Haushaltspolitik und zum Kom-
mentar „Fetisch schwarze Null“ von
Wilfried Werner, 14. November.

Unverantwortlich
Zur Flüchtlingspolitik der großen Ko-
alition.
Das ist doch eine Mogelpackung –
dieser Kompromiss. Auf was haben
sich die „ großen Drei“ denn geei-
nigt? Auf längst fällige Registrie-
rungszentren, die zum Teil erst
noch eingerichtet werden müssen.
Sie haben recht, es wird noch dau-
ern, bis es soweit organisiert ist,
dass jeder Flüchtling überhaupt re-
gistriert werden kann. Woher das
notwendige Personal dafür kom-
men soll, weiß man auch noch
nicht. Also Chaos total. An so einen
Zustand in unserem Land kann ich
mich nicht erinnern, und es hätte
nicht so kommen müssen. Viele
Papiere sind auch noch gefälscht,
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Angela in der Löwengrube Zeichnung: Horst Haitzinger

Kommentare

Ideal und Wirklichkeit
ist ihr strategisches Dilemma in der
Bundespolitik. Für eine Koalition
mit den Sozialdemokraten wird es
auf absehbare Zeit nicht reichen. Zu
einem rot-rot-grünen Bündnis führt
für die SPD im Moment kein Weg –
und wenn die Alternative für
Deutschland es tatsächlich in den
nächsten Bundestag schaffen sollte,
wird es auch für eine schwarz-grüne
Allianz eng, zumal die Union ja wei-
ter an Zustimmung verliert.

Unwägbarkeiten In diesem Konglo-
merat aus Unwägbarkeiten treten
die Grünen auf der Stelle. Sie wissen
nicht, was sie sein wollen – eine Par-
tei, die ihre Prinzipien auch um den
Preis verteidigt, nach der nächsten
Wahl wieder in der Opposition zu

landen. Oder eine, die sich
den neuen, unpopulären
Wahrheiten stellt, die sich
verantwortlich fühlt, die
unterscheidet zwischen
Menschen, die unseren
Schutz tatsächlich benöti-
gen, und Menschen, die
sich nach Deutschland

aufmachen, um dort ihr Glück zu su-
chen. Eine Partei auch, die sich der
Logik des Militärischen nicht beugt,
die aber so klug ist, sie von Fall zu
Fall als das zu sehen, was sie ist: Ein
letztes Mittel, um Terroristen wie
die des sogenannten Islamischen
Staates zu stoppen.

Mitte Özdemir, vor allem, steht für
den Versuch, die Grünen stärker in
der Mitte zu verankern. Sein Wahl-
ergebnis am Samstag wird auch ein
Indikator für ihre Bereitschaft sein,
sich zu verändern. Die konservative
Kanzlerin für ihre liberale Asylpoli-
tik zu feiern, ist das eine. Die Tore,
die Angela Merkel weit geöffnet hat,
noch weiter zu öffnen – dafür hat
auch im grünen Biotop nicht mehr
jeder Verständnis. Vor den Land-
tagswahlen im Frühjahr, einem bun-
despolitischen Stimmungstest, bei
dem in Baden-Württemberg auch
ihr bislang einziger Ministerpräsi-
dent um eine zweite Amtszeit
kämpft, haben die Grünen nur eine
Wahl: Sich der Realität zu stellen –
oder in der Opposition zu versauern.
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Die Grünen müssen ihre Traditio-
nen und Programminhalte unpo-
pulären Wahrheiten anpassen.

Von Rudi Wais

Solche Themen hat sonst niemand
auf der Tagesordnung: Bei ihrem
Parteitag in Halle wollen die Grünen
an diesem Wochenende unter ande-
rem darüber diskutieren, wie sie
Männlein, Weiblein und ein paar
Zwischenwesen künftig geschlech-
tergerecht und politisch korrekt be-
zeichnen. Anstelle des berühmten
Binnen-I soll nun der Gender-Stern
treten, der aus den BürgerInnen bei
den Grünen künftig Bürger*innen
macht – auf dass sich nur ja niemand
mehr diskriminiert fühle in
Deutschland. Der Stern, so heißt es
in einem Antrag, stehe für
alle Menschen, „die sich
nicht in ein binäres System
der Geschlechter einord-
nen können oder wollen“.

Nun gehört es seit jeher
zum Charme ihrer Dele-
giertenkonferenzen, dass
die Grünen sich dort über
die absurdesten Fragen streiten
können, als gebe es kein Morgen
mehr. Diesmal jedoch ist der Reali-
tätsschock noch etwas härter. Die
Flüchtlingskrise und die Attentate
von Paris zwingen die Partei dazu,
alte Gewissheiten zu überprüfen.

Kampf Ihr Ideal von der multikultu-
rellen Gesellschaft, in der jeder Zu-
wanderer schon irgendwie seinen
Platz findet, überfordert auch die
grünen Landräte und Oberbürger-
meister, die nicht mehr wissen, wie
sie die vielen Flüchtlinge unterbrin-
gen und integrieren sollen. Und ob
die Bundeswehr sich wirklich aus
dem Kampf gegen den Islamischen
Staat heraushalten kann: Das be-
zweifelt nicht nur Parteichef Cem
Özdemir, der schon laut über Luft-
schläge mit deutschen Kampfflug-
zeugen nachgedacht hat. Hier wie
dort aber können sich die Pragmati-
ker in der Partei nicht sicher sein, ob
die Basis ihnen dabei folgt.

Nach zehn Jahren Opposition im
Bund stehen die Grünen am Schei-
deweg. So erfolgreich sie in den Län-
dern und Kommunen sind, so groß

Die Pragmati-
ker können
sich der Basis
nicht sicher
sein.

Die Demokratie schützen
Europa und die Terrorismusgefahr:
Die grenzenlose Freiheit wird
zunehmend eingeschränkt.

Von Detlef Drewes

Es wird sich viel ändern. Die An-
schläge von Paris haben nicht nur in
das Leben der Opfer, der Verletzten,
der Traumatisierten, der Angehöri-
gen eingegriffen. Dieses Europa
wird, wenn die Konsequenzen gezo-
gen wurden, ein anderes sein. Jedes
Mal, wenn wir in den Urlaub nach
Antalya oder Mallorca fliegen, müs-
sen wir damit rechnen, dass man
uns durchleuchtet und unsere Da-
ten mit dem Schengener Informati-
onssystem abgleicht.

Aber wer die Bilder von Paris vor
Augen hat, wird wissen, dass größt-
mögliche Sicherheit einen hohen
Preis hat. Auch wenn der nicht das

Ende der demokratischen Freihei-
ten bedeuten darf. Zugespitzt darf
man sogar sagen: Wie kleinlich wir-
ken unsere bisherigen Einwände ge-
gen das Erfassen von Fluggastdaten
oder sogar eine Vorratsdatenspei-
cherung angesichts der Toten von
Frankreich.

Doch als unsere Mütter und Väter
den demokratischen Rechtsstaat
entwarfen, konzipierten sie die De-
mokratie nicht als wehrlosen Raum
der Freiheit. Gegen seine Feinde
sollte auch dieser Staat wehrhaft
sein können, dennoch aber nicht die
hohen Güter unserer Verfassung
aufs Spiel setzen. Auch in der Stunde
großer Betroffenheit bringt das die
Verpflichtung der Politik mit sich, al-
les Mögliche an präventiven Maß-
nahmen zu tun, es aber dennoch auf
das Nötige zu begrenzen.
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bal agierenden Weltkonzerns, das
ist eine Fehlkonstruktion aus der al-
ten Deutschland-AG, die vollständig
aus der Zeit gefallen ist. Und es ist
und bleibt ein Unding, dass diese eu-
roparechtlich nicht kompatible und
ökonomisch überholte Struktur
durch einen schmutzigen Deal zwi-
schen Kanzlerin Merkel, Ex-Bun-
despräsident Wulff und dem damali-
gen schwachen Kommissionschef
Barroso in die Zukunft hinüberge-
rettet wurde.

Sozialkumpanei Ganz anders der
mächtige Betriebsratsvorsitzende
Bernd Osterloh mit einer mächtigen
IG Metall im Rücken, der das erfolg-
reiche Modell der Sozialpartner-
schaft zur Sozialkumpanei perver-
tiert hat und in der jetzigen Ausei-
nandersetzung nach der Melodie
„haltet den Dieb“ mit großem Ge-
schrei die Führung an den Pranger
stellt, um von seiner eigenen Verant-
wortung als Aufsichtsrat, der den
Betrieb in- und auswendig kennt
und dem die Kontrolle des Vor-
stands und der Betriebsführung un-
terliegt, abzulenken. Wenn eine sol-
che faule Struktur dann noch unter
den persönlichen Denkmalschutz
von Kanzlerin Merkel gestellt wird,
muss man sich nicht wundern, wenn
sich eine Haltung „uns kann keiner“
und „wir dürfen, wenn’s nötig ist,
auch Fälschen“ breit gemacht hat.
Wenn VW nicht als Denkmal, son-
dern als innovativer Automobilkon-
zern im weltweiten Wettbewerb eine
Zukunft haben will, reicht es nicht,
dass Köpfe rollen. Es bedarf einer
grundlegenden Remedur der Struk-
tur und des Systems VW.

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Manipuliert Elf Millionen Diesel-
fahrzeuge weltweit mit manipulier-
ter Software und seit November wei-
tere 800 000 VW Fahrzeuge, bei de-
nen der tatsächliche CO2-Ausstoß
höher ist als von Werksseite zugesi-
chert – und das bei neuesten Model-
len aus der laufenden Produktion.
Die Hiobsbotschaften aus der Fäl-
scherwerkstatt werden nahezu wö-
chentlich geliefert, – „ein tolles
Stück Deutschland“, wie es die
Kanzlerin, natürlich anders ge-
meint, ausgedrückt hat.

Angekratzt Der international her-
vorragende Ruf der deutschen Wirt-
schaft, die Qualität der deutschen
Technologie, ist mehr als ange-
kratzt, die internationalen Wettbe-
werber – mit Sicherheit keine Vor-
reiter von clean technologies – la-
chen sich ins Fäustchen. Der Glanz
von Made in Germany bekommt
Stockflecken, die Gefahr unmittel-
barer negativer Folgen für unsere
baden-württembergische Zuliefe-
rerindustrie ist greifbar, genauso
wie für die Belegschaft von VW.

Fehlkonstruktion Bleibt die Frage,
wer ist für diesen GAU, wer ist für
dieses Desaster verantwortlich.
Und da führen individuelle Verant-
wortlichkeiten, die es mit Sicherheit
gibt und die benannt werden müs-
sen, nicht an die Wurzel des Übels.
Da führt die alte Erkenntnis, dass
der Fisch vom Kopf her stinkt und
den Fisch als Ganzes sprich das Sys-
tem verrotten lässt, sehr viel weiter.
Denn das System VW ist janusköp-
fig, besteht aus mindestens drei
Köpfen, die das jeweilige Teilsystem
anführen. Da ist einmal der operati-
ve Vorstand mit dem über den Schel-
lenkönig gelobten Ex Vorstandsvor-
sitzenden Winterkorn an der Spitze,
jetzt ersetzt von dem konzerninter-
nen Nachfolger Müller, der im Kri-
senmanagement alles andere als

eine überzeugende Figur macht.
Der entscheidenden Faktor aber ist
die Konzernstruktur, ist das Land
Niedersachsen mit dem VW Gesetz
im Rücken und der IG-Metall Be-
triebsrat mit einer Mitbestim-
mungsmacht, wie es sie vergleich-
bar in keinem anderen deutschen
Konzern gibt. Wenn es eines Bewei-
ses überhaupt noch bedurft hätte,
dass ein öffentlich-lokaler Teilhaber
in Form eines Bundeslands in einem
globalen Konzern nicht den Part
spielen kann, den er mit seiner
Sperrminorität spielen muss, dann
muss man sich nur die bedauerns-
werte Rolle des anständigen Herrn
Ministerpräsidenten Weil ansehen.
Als Ministerpräsident zeitlich und
inhaltlich vollständig überfordert,
um seiner Kontrollfunktion als Auf-
sichtsrat gerecht zu werden, hat er
glaubhaft nichts gewusst. Er konnte
aber auch nichts wissen, weil er da-
für überhaupt nicht die Vorausset-
zungen hat. Ein Bundesland als An-
teilseigner eines international-glo-

Fälscherwerkstatt VW
Politisches Quintett

von Rezzo Schlauch

Produktionsstraße für den VW Golf im
Hauptwerk Wolfsburg. Foto: Archiv/dpa

Stimme direkt

Informationen aus der Redaktion

Transparenz und Information ste-
hen im Mittelpunkt vieler redaktio-
neller Aktivitäten. Unsere Leser,
aber auch die Internet-User sowie
die Zuschauer von Stimme.tv wollen
aktuell über Entwicklungen in der
Redaktion informiert werden. Die-
sem Wunsch kommen wir seit eini-
gen Wochen mit unserem kostenlo-
sen Newsletter nach. Im Internet
kann man sich dafür unter
www.stimme.de registrieren.

Informationen Diese Woche erläu-
tern wir unsere redaktionellen
Schwerpunkte, wie die ausführli-
chen Berichte zu den Folgen der
Terroranschläge sowie zur Fort-
schreibung der Flüchtlingsthema-
tik. Außerdem informieren wir über
die europäischen Zeitungspreise,
die die Heilbronner Stimme erhalten
hat und zeigen die ausgezeichneten
Seiten als pdf. Und es gibt Vorschau-
en auf die Berichte der nächsten
Tage wie den Schreibwettbewerb,
die Parteitage am Wochenende, un-
ser Bürgermeisterforum in Oed-
heim oder die Lokaltour in Mulfin-
gen. Eine Vorschau und einen kos-
tenlosen Einblick gibt es zudem in
die aktuellen Videos von Stimme.tv
– beispielsweise von unserem Fo-
rum zum Thema Flüchtlinge.

Vermutungen Gerade was dieses
Forum angeht, erreichen uns kriti-
sche Fragen – zum Teil auch Vor-
würfe. Zunächst meinen manche Le-
ser, das Publikum sei ausgesucht, ja
„handverlesen“ gewesen. Fakt ist:
Die Veranstaltung war ausgebucht,
die ersten 550 Leser, die Karten
wollten, haben diese erhalten, da-
nach gab es keine Tickets mehr.
Noch so eine Mutmaßung: Die Fra-
gen an die Diskussionsgäste seien
vorher abgesprochen gewesen, ja,
man dürfe bestimmte Dinge gar
nicht fragen. Auch hier gilt: Bei un-
seren politischen Foren – selbst
wenn Bundesminister oder Minis-
terpräsidenten zu Gast sind – wer-
den die Fragen nie vorher abgespro-
chen oder gar den Gästen übermit-
telt. Und so bleibt es auch.

Wir wünschen ein schönes Wo-
chenende und viel Lesegenuss.

Uwe Ralf Heer, Chefredakteur

Xavier Naidoo soll für Deutschland
singen. Dazu meinen:

Ein bisschen erinnert diese Ent-
scheidung an den „Bambi“ für Bus-
hido; 2011 war es, als der Sänger, der
wie kein Zweiter in Deutschland für
Gewalt, Clanwirtschaft und Parallel-
gesellschaft steht, ausgerechnet
den Preis für „Integration“ erhielt.
Von der gleichen Sorte Witz bezie-
hungsweise Aberwitz ist jetzt die
Berufung Xavier Naidoos zum Euro-
vision Song Contest. Dort soll der
44-Jährige ein Land vertreten, das er
für besetzt und unfrei, für eine von
geheimen Mächten kontrollierte
„GmbH“ hält.

Xavier Naidoo wird jedenfalls für das
nicht sonderlich sympathische und
weltoffene Deutschland stehen,
sondern für seinen durchgedreh-
ten, paranoiden Teil. Die ARD kann
sich entscheiden, ob sie ihren poli-
tisch unzurechnungsfähigen Unter-
haltungskoordinator überstimmt.


